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I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 

Firma und Sitz 

Die Gesellschaft ist eine Europäische Gesellschaft und führt die Firma 

Fresenius SE. 

Sie hat ihren Sitz in Bad Homburg vor der Höhe. 

§ 2 
Gegenstand 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind 

a) die Entwicklung, die Herstellung und der Vertrieb von sowie der Handel mit 
Produkten, Systemen und Verfahren des Gesundheitswesens, 

b) die Errichtung, der Aufbau und der Betrieb von medizinischen und kurativen 
Einrichtungen sowie von Krankenhäusern, 

c) die Planung und Errichtung von Produktionsanlagen, insbesondere zur Her-
stellung pharmazeutischer, diätetischer und medizintechnischer Produkte, 

d) die Beratung im medizinischen und pharmazeutischen Bereich sowie die wis-
senschaftliche Information und Dokumentation. 

Die Gesellschaft wird selbst oder durch Beteiligungsgesellschaften im In- und Aus-
land tätig. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Errei-
chung des Gesellschaftszweckes notwendig oder nützlich erscheinen, insbesondere 
zur Beteiligung an anderen Unternehmungen gleicher oder verwandter Art, zur Über-
nahme ihrer Geschäftsführung und/oder Vertretung, zur Übertragung auch wesentli-
cher Unternehmensbereiche auf Unternehmungen, an denen die Gesellschaft mindes-
tens mit Mehrheit des stimmberechtigten Kapitals und/oder beherrschend beteiligt ist, 
und zur Errichtung von Zweigniederlassungen im In- und Ausland.  

§ 3 
Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. 
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II. Grundkapital und Aktien 

§ 4 
Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro 154.130.730,00 und ist eingeteilt in 
Stück 77.065.365 Inhaber-Stammaktien sowie Stück 77.065.365 stimmrechtslose In-
haber-Vorzugsaktien. 

Die Ausstattung der stimmrechtslosen Inhaber-Vorzugsaktien ergibt sich aus § 20. 
Zur Ausgabe weiterer Vorzugsaktien, die bei der Verteilung des Gewinns oder des 
Gesellschaftsvermögens den jeweils bestehenden Vorzugsaktien ohne Stimmrecht 
gleichstehen oder vorgehen, bedarf es nicht der Zustimmung der Vorzugsaktionäre. 

(2) Der auf die Inhaber-Stammaktien entfallende Teil des Grundkapitals ist erbracht 

a) in Höhe von DM 100.000 gegen Gewährung von insgesamt nominell 
DM 100.000 Aktien durch Umwandlung der Fresenius Verwaltungs GmbH, 

b) in Höhe von DM 19.538.800 gegen Gewährung von insgesamt nominell 
DM 19.538.800 Aktien durch Sacheinlage durch Frau Else Kröner, und zwar 
durch Einbringung ihrer Kommanditbeteiligungen 

aa) an der Dr. Eduard Fresenius Chemisch-pharmazeutische Industrie KG 
Apparatebau KG 

bb) an der Dr. Eduard Fresenius Chemisch-pharmazeutische Industrie KG 
Klinikbedarf KG 

cc) an der Dr. Eduard Fresenius Chemisch-pharmazeutische Industrie KG, 

c) in Höhe von DM 361.200 gegen Gewährung von nominell insgesamt 
DM 361.200 Aktien durch Sacheinlage durch Herrn Detlef Kröner, und zwar 
durch Einbringung seiner Kommanditbeteiligungen 

aa) an der Dr. Eduard Fresenius Chemisch-pharmazeutische Industrie KG 
Apparatebau KG 

bb) an der Dr. Eduard Fresenius Chemisch-pharmazeutische Industrie KG 
Klinikbedarf KG 
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cc) an der Dr. Eduard Fresenius Chemisch-pharmazeutische Industrie KG, 

d) in Höhe von DM 3.162.100 gegen Gewährung von insgesamt nominell 
DM 3.162.100 Aktien durch Bareinlage durch Frau Else Kröner, mit einem 
Aufgeld von 195 % und in Höhe von DM 837.900 gegen Gewährung von ins-
gesamt nominell DM 837.900 Aktien durch Bareinlage durch Herrn Hans 
Kröner, mit einem Aufgeld von 195 %, 

e) in Höhe von DM 6.000.000 durch Umwandlung von DM 6.000.000 gesetzli-
chen Rücklagen durch Ausgabe von neuen Aktien von insgesamt nominell 
DM 6.000.000 dergestalt, dass auf je vier alte Aktien je eine neue Aktie aus-
gegeben wird. 

(3) Das Grundkapital der Fresenius SE ist erbracht worden im Wege der Umwandlung 
der Fresenius AG in eine Europäische Gesellschaft (SE).  

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 9. Mai 2011 
das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer Inha-
ber-Stammaktien und/oder stimmrechtsloser Inhaber-Vorzugsaktien gegen Bareinlage 
und/oder Sacheinlage um insgesamt bis zu nom. Euro 12.800.000,00 zu erhöhen, je-
doch höchstens bis zu dem Betrag, in dessen Höhe im Zeitpunkt der Umwandlung der 
Fresenius AG in eine Europäische Gesellschaft (SE) gemäß Umwandlungsplan vom 
10. Oktober 2006 das genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 3 der Satzung der Fresenius 
AG noch vorhanden ist (Genehmigtes Kapital I). Die Zahl der Aktien muss sich in 
demselben Verhältnis wie das Grundkapital erhöhen. Den Aktionären ist ein Bezugs-
recht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, Spitzenbeträge von dem Be-
zugsrecht der Aktionäre auszunehmen und im Fall der gleichzeitigen Ausgabe von 
Stamm- und Vorzugsaktien das Bezugsrecht der Inhaber von Aktien einer Gattung auf 
Aktien der anderen Gattung auszuschließen, sofern das Bezugsverhältnis für beide 
Gattungen gleich festgesetzt wird. Die Ermächtigung umfasst auch die Befugnis, wei-
tere Vorzugsaktien auszugeben, die den früher ausgegebenen Vorzugsaktien ohne 
Stimmrecht bei der Verteilung des Gewinns oder des Gesellschaftsvermögens gleich-
stehen. Eine Ausübung dieser Ermächtigung darf nur insoweit erfolgen, dass bei voll-
ständiger Ausnutzung der gesamten genehmigten Kapitalien, die aufgrund der Be-
schlussfassungen in der Hauptversammlung der Fresenius AG vom 10. Mai 2006 in 
das Handelsregister eingetragen werden, nicht mehr Stammaktien begeben sein dürfen 
als stimmrechtslose Vorzugsaktien.  
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(5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 9. Mai 2011 
das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer Inha-
ber-Stammaktien und/oder stimmrechtsloser Inhaber-Vorzugsaktien gegen Bareinla-
gen und/oder Sacheinlagen um insgesamt bis zu nom. Euro 5.496.115,20 zu erhöhen, 
jedoch höchstens bis zu dem Betrag, in dessen Höhe im Zeitpunkt der Umwandlung 
der Fresenius AG in eine Europäische Gesellschaft (SE) gemäß Umwandlungsplan 
vom 10. Oktober 2006 das genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 4 der Satzung der Fre-
senius AG noch vorhanden ist (Genehmigtes Kapital II). Die Zahl der Aktien muss 
sich in demselben Verhältnis wie das Grundkapital erhöhen. Der Vorstand ist ermäch-
tigt, Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und im Fall der 
gleichzeitigen Ausgabe von Stamm- und Vorzugsaktien das Bezugsrecht der Inhaber 
von Aktien einer Gattung auf Aktien der anderen Gattung auszuschließen, sofern das 
Bezugsverhältnis für beide Gattungen gleich festgesetzt wird. Der Vorstand ist ferner 
ermächtigt, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats über den Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre zu entscheiden. Ein Bezugsrechtsausschluss ist jedoch nur 
zulässig, wenn bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen der Ausgabebetrag den 
Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Ein Bezugsrechtsausschluss ist im Fall 
einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen nur zulässig zum Erwerb eines Unterneh-
mens oder von Teilen eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem Unter-
nehmen. Die Ermächtigung umfasst auch die Befugnis, weitere Vorzugsaktien aus-
zugeben, die den früher ausgegebenen Vorzugsaktien ohne Stimmrecht bei der Vertei-
lung des Gewinns oder des Gesellschaftsvermögens gleichstehen. Eine Ausübung die-
ser Ermächtigung darf nur insoweit erfolgen, dass bei vollständiger Ausnutzung der 
gesamten genehmigten Kapitalien, die aufgrund der Beschlussfassungen in der 
Hauptversammlung der Fresenius AG vom 10. Mai 2006 in das Handelsregister ein-
getragen werden, nicht mehr Stammaktien begeben sein dürfen als stimmrechtslose 
Vorzugsaktien. 

(6) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 1.078.029,00, eingeteilt in Stück 
1.078.029 Aktien, durch Ausgabe neuer Inhaber-Stammaktien bedingt erhöht, jedoch 
höchstens bis zu dem Betrag und der Anzahl von Aktien, in dessen bzw. deren Höhe 
im Zeitpunkt der Umwandlung der Fresenius AG in eine Europäische Gesellschaft 
(SE) gemäß Umwandlungsplan vom 10. Oktober 2006 das bedingte Kapital gemäß 
§ 4 Abs. 5 Satz 1 der Satzung der Fresenius AG noch ausgewiesen ist (Bedingtes Ka-
pital I Stämme). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
gemäß dem Aktienoptionsprogramm nach Maßgabe des Beschlusses der Hauptver-
sammlung der Fresenius AG vom 18. Juni 1998 und unter Berücksichtigung des auf-
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grund der Neueinteilung des Grundkapitals erforderlichen Anpassungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 4. Dezember 2006 Bezugsrechte auf Inhaber-Stammaktien 
ausgegeben werden und die Inhaber dieser Bezugsrechte von ihrem Ausübungsrecht 
Gebrauch machen. Die neuen Inhaber-Stammaktien nehmen am Gewinn teil ab Be-
ginn des Geschäftsjahres, in dem die Ausgabe erfolgt.  

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 1.078.029,00, eingeteilt in Stück 
1.078.029 Aktien, durch Ausgabe neuer stimmrechtsloser Inhaber-Vorzugsaktien be-
dingt erhöht, jedoch höchstens bis zu dem Betrag und der Anzahl von Aktien, in des-
sen bzw. deren Höhe im Zeitpunkt der Umwandlung der Fresenius AG in eine Euro-
päische Gesellschaft (SE) gemäß Umwandlungsplan vom 10. Oktober 2006 das be-
dingte Kapital gemäß § 4 Abs. 5 Satz 4 der Satzung der Fresenius AG noch ausgewie-
sen ist (Bedingtes Kapital I Vorzüge). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-
weit durchgeführt, wie gemäß dem Aktienoptionsprogramm nach Maßgabe des Be-
schlusses der Hauptversammlung der Fresenius AG vom 18. Juni 1998 und unter Be-
rücksichtigung des aufgrund der Neueinteilung des Grundkapitals erforderlichen An-
passungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 4. Dezember 2006 Bezugsrechte 
auf stimmrechtslose Inhaber-Vorzugsaktien ausgegeben werden und die Inhaber die-
ser Bezugsrechte von ihrem Ausübungsrecht Gebrauch machen. Die neuen stimm-
rechtslosen Inhaber-Vorzugsaktien nehmen am Gewinn teil ab Beginn des Geschäfts-
jahres, in dem die Ausgabe erfolgt. 

(7) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 2.572.008,00, eingeteilt in bis 
zu Stück 2.572.008 Aktien, durch Ausgabe neuer Inhaber-Stammaktien bedingt er-
höht, jedoch höchstens bis zu dem Betrag und der Anzahl von Aktien, in dessen bzw. 
deren Höhe im Zeitpunkt der Umwandlung der Fresenius AG in eine Europäische Ge-
sellschaft (SE) gemäß Umwandlungsplan vom 10. Oktober 2006 das bedingte Kapital 
gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 der Satzung der Fresenius AG noch ausgewiesen ist (Beding-
tes Kapital II Stämme). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, wie gemäß dem Aktienoptionsprogramm nach Maßgabe des Beschlusses der 
Hauptversammlung der Fresenius AG vom 28. Mai 2003 und unter Berücksichtigung 
des aufgrund der Neueinteilung des Grundkapitals erforderlichen Anpassungsbe-
schlusses der Hauptversammlung vom 4. Dezember 2006 Wandelschuldverschrei-
bungen auf Inhaber-Stammaktien ausgegeben werden und die Inhaber dieser Wandel-
schuldverschreibungen von ihrem Wandlungsrecht Gebrauch machen. Die neuen In-
haber-Stammaktien nehmen jeweils am Gewinn ab Beginn des Geschäftsjahres teil, in 
dem ihre Ausgabe erfolgt.  
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Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 2.572.008,00, eingeteilt in bis 
zu Stück 2.572.008 Aktien, durch Ausgabe neuer stimmrechtsloser Inhaber-
Vorzugsaktien bedingt erhöht, jedoch höchstens bis zu dem Betrag und der Anzahl 
von Aktien, in dessen bzw. deren Höhe im Zeitpunkt der Umwandlung der Fresenius 
AG in eine Europäische Gesellschaft (SE) gemäß Umwandlungsplan vom 10. Okto-
ber 2006 das bedingte Kapital gemäß § 4 Abs. 6 Satz 4 der Satzung der Fresenius AG 
noch ausgewiesen ist (Bedingtes Kapital II Vorzüge). Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur insoweit durchgeführt, wie gemäß dem Aktienoptionsprogramm nach Maß-
gabe des Beschlusses der Hauptversammlung der Fresenius AG vom 28. Mai 2003 
und unter Berücksichtigung des aufgrund der Neueinteilung des Grundkapitals erfor-
derlichen Anpassungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 4. Dezember 2006 
Wandelschuldverschreibungen auf stimmrechtslose Inhaber-Vorzugsaktien ausgege-
ben werden und die Inhaber dieser Wandelschuldverschreibungen von ihrem Wand-
lungsrecht Gebrauch machen. Die neuen stimmrechtslosen Inhaber-Vorzugsaktien 
nehmen jeweils am Gewinn ab Beginn des Geschäftsjahres teil, in dem ihre Ausgabe 
erfolgt. 

(8) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 AktG 
bestimmt werden. 

§ 5 
Aktien 

(1) Die Aktien sind Stückaktien und lauten auf den Inhaber. 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, auf den Inhaber lautende Aktienurkunden auszustel-
len, die je mehrere Aktien verkörpern (Sammelaktien). Ein Anspruch der Aktionäre 
auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, soweit nicht eine Verbriefung nach 
den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktien zugelassen 
sind. 

(3) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine be-
stimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 
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III. Organisationsverfassung der Gesellschaft 

§ 6 
Organe 

Organe der Gesellschaft sind: 

Der Vorstand, 

der Aufsichtsrat sowie 

die Hauptversammlung. 

 

A. Der Vorstand 

§ 7 
Zusammensetzung 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Der Aufsichtsrat kann eine hö-
here Zahl bestimmen. Er kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie auch stellver-
tretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden vom Aufsichtsrat für einen Zeitraum von höchs-
tens fünf Jahren bestellt. Wiederbestellungen sind zulässig. 

(3) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit 
nicht das Gesetz etwas anderes vorschreibt. Ist ein Vorsitzender des Vorstands be-
stellt, gibt seine Stimme bei Stimmengleichheit den Ausschlag. 

(4) Ist ein Vorsitzender des Vorstands bestellt, so ist er berechtigt, einem Vorstandsbe-
schluss zu widersprechen (Veto-Recht). Übt der Vorsitzende des Vorstands sein Veto-
Recht aus, gilt der Beschluss als nicht gefasst. 

§ 8 
Vertretung der Gesellschaft 

(1) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-
glied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Prokura soll nur als Gesamt-
prokura und mit den sich aus § 8 Abs. 3 ergebenden Beschränkungen erteilt werden. 
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(2) Der Aufsichtsrat kann einzelnen oder mehreren Vorstandsmitgliedern das Recht zur 
Einzelvertretung erteilen und jederzeit wieder entziehen. 

(3) Die ausdrückliche vorherige Zustimmung des Aufsichtsrats ist erforderlich 

a) zum Erwerb, zur Veräußerung und zur Belastung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten, soweit im Einzelfall ein Wert von Eu-
ro 15.000.000,00 überschritten wird, 

b) zur Aufnahme neuer und zur Aufgabe bestehender Geschäftszweige, 

c) zur Erteilung der Zustimmung zur Vornahme einer der vorstehenden Rechts-
handlungen bei einer Beteiligungsgesellschaft. 

(4) Der Aufsichtsrat kann, unbeschadet der Gesamtverantwortung des Vorstands, insbe-
sondere in einer Geschäftsordnung für den Vorstand die Vorstandsaufgaben auf die 
einzelnen Vorstandsmitglieder verteilen und im Rahmen der zwingenden Rechtsvor-
schriften und der Satzung die Beziehungen der Vorstandsmitglieder untereinander 
und zur Gesellschaft regeln, sowie in Erweiterung von § 8 Abs. 3 den Kreis der Hand-
lungen umschreiben, welche der Vorstand nur mit ausdrücklicher vorheriger Zustim-
mung des Aufsichtsrats vornehmen darf. Der Aufsichtsrat kann Zustimmungen gemäß 
§ 8 Abs. 3 auch allgemein, befristet oder unbefristet erteilen, auch an einzelne Mit-
glieder des Vorstands, insbesondere an den Vorsitzenden des Vorstands. Der Auf-
sichtsrat kann die Geschäftsordnung für den Vorstand jederzeit erweitern, einengen 
oder aufheben. Der Aufsichtsrat kann die Beschlussfassungen gemäß § 8 Abs. 3 und 
die Erteilung von Zustimmungen gemäß der Geschäftsordnung für den Vorstand ei-
nem Ausschuss des Aufsichtsrats übertragen, der drei Mitglieder haben muss, dessen 
Zusammensetzung im übrigen jedoch der freien Bestimmung durch den Aufsichtsrat 
unterliegt. 

(5) Der Vorstand kann sich, solange und soweit der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung 
für den Vorstand nicht erlassen hat, mit Zustimmung des Aufsichtsrats selber eine 
Geschäftsordnung geben. 
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B. Der Aufsichtsrat 

§ 9 
Bestellung und Amtszeit des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern, die von der Hauptversammlung be-
stellt werden. Von den zwölf Mitgliedern sind sechs Mitglieder auf Vorschlag der Ar-
beitnehmer zu bestellen. Die Hauptversammlung ist an die Vorschläge zur Bestellung 
der Arbeitnehmervertreter gebunden. 

(2) Zu den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats werden bis zur Beendigung der Haupt-
versammlung, die über die Entlastung für das erste Geschäftsjahr der Fresenius SE 
beschließt, bestellt, längstens jedoch für die Dauer von drei Jahren: 

Dr. Gerd Krick, Königstein, ehemaliger Vorstandsvorsitzender der Fresenius AG 

Dr. Gabriele Kröner, Berg, Ärztin 

Dr. Gerhard Rupprecht, Gerlingen, Mitglied des Vorstands der Allianz AG, Vorsit-
zender des Vorstands der Allianz Deutschland AG 

Dr. Dieter Schenk, München, Rechtsanwalt und Steuerberater, Kanzlei Nörr, Stiefen-
hofer & Lutz 

Dr. Karl Schneider, Mannheim, ehemaliger Vorstandssprecher der Südzucker AG 

Dr. Bernhard Wunderlin, Bad Homburg v.d.H., ehemaliger Geschäftsführer der Ha-
rald Quandt Holding GmbH 

Die weiteren sechs Mitglieder des ersten Aufsichtsrats werden auf Vorschlag der Ar-
beitnehmer bestellt. Das erste Geschäftsjahr der Fresenius SE ist das Geschäftsjahr, in 
dem die Umwandlung der Fresenius AG in eine Europäische Gesellschaft (SE) im 
Handelsregister der Fresenius AG eingetragen wird.  

(3) Die Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt durch die Hauptversammlung 
vorbehaltlich Abs. 2 für einen Zeitraum bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit 
beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet 
wird, längstens jedoch für sechs Jahre. Wiederbestellungen sind zulässig. 
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(4) Scheidet ein von der Hauptversammlung bestelltes Mitglied vor Ablauf seiner Amts-
dauer aus dem Aufsichtsrat aus, so soll für dieses in der nächsten Hauptversammlung 
eine Neubestellung vorgenommen werden. Die Amtsdauer des neu bestellten Mit-
glieds gilt für den Rest der Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 

(5) Die Hauptversammlung kann für die von ihr zu bestellenden Aufsichtsratsmitglieder 
Ersatzmitglieder bestellen. Ihre Stellung als Ersatzmitglieder lebt wieder auf, wenn 
die Hauptversammlung für das weggefallene, durch das betreffende Ersatzmitglied er-
setzte Aufsichtsratsmitglied eine Neubestellung vornimmt. Die Amtsdauer des Er-
satzmitglieds beschränkt sich auf die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
in der eine Bestellung gemäß § 9 Abs. 4 stattfindet. 

(6) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat auch ohne wichtigen Grund niederlegen, und zwar durch schriftliche Mit-
teilung an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats er-
klärt die Niederlegung seines Amtes gegenüber seinem Stellvertreter. 

§ 10 
Konstituierung des Aufsichtsrats 

(1) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der eine Neubestellung zum Aufsichtsrat 
stattgefunden hat, tritt der Aufsichtsrat zu einer ohne besondere Einladung stattfin-
denden Sitzung zusammen und wählt in dieser, soweit veranlasst, aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden sowie zwei Stellvertreter für die Dauer ihrer Amtszeit im Aufsichts-
rat. 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, 
so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen vorzu-
nehmen. 

(3) Bei der Wahl zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats übernimmt das an Lebensjahren 
älteste Mitglied der Anteilseignervertreter des Aufsichtsrats den Vorsitz; § 11 Abs. 5 
Satz 2 findet Anwendung. 

§ 11 
Sitzungen und Beschlussfassung des Aufsichtsrats 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden unter Einhaltung einer 
Frist von 14 Tagen schriftlich einberufen. In der Einladung sind die einzelnen Ge-
genstände der Tagesordnung anzugeben. In dringenden Fällen kann die Frist abge-
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kürzt werden und die Einberufung telegrafisch, fernschriftlich, per Telefax, mittels 
anderer elektronischer Kommunikationsmittel (E-Mail etc.) oder fernmündlich erfol-
gen. 

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Präsenzsitzungen gefasst. Es ist 
jedoch zulässig, dass Sitzungen des Aufsichtsrats in Form einer Videokonferenz 
abgehalten werden oder dass einzelne Aufsichtsratsmitglieder im Wege der 
Videoübertragung zugeschaltet werden und dass in diesen Fällen auch die 
Beschlussfassung oder die Stimmabgabe per Videokonferenz bzw. Videoübertragung 
erfolgt. Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen in Textform (schriftlich, 
telegrafisch, fernschriftlich, per Telefax, mittels anderer elektronischer 
Kommunikationsmittel (E-Mail etc.)) oder fernmündlich zulässig, wenn der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats oder bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter dies 
anordnet und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren unverzüglich in 
Textform widerspricht. 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder, aus denen er ins-
gesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Nehmen an einer Be-
schlussfassung nicht eine gleiche Anzahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Anteils-
eigner und von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer teil oder nimmt der Vorsit-
zende des Aufsichtsrats nicht teil, so ist die Beschlussfassung auf Antrag von mindes-
tens zwei Aufsichtsratsmitgliedern zu vertagen. Für die erneute Beschlussfassung gilt 
§ 11 Abs. 1; sie kann auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats auch am sel-
ben Tage stattfinden. 

(4) Sind Mitglieder des Aufsichtsrats verhindert, an Sitzungen teilzunehmen, so können 
sie eine schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes Mitglied des Aufsichtsrats über-
reichen lassen. Die Überreichung der schriftlichen Stimmabgabe gilt als Teilnahme an 
der Beschlussfassung. 

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden und bei dessen Nichtteilnahme 
an der Beschlussfassung die Stimme des Stellvertreters den Ausschlag, sofern dieser 
ein Anteilseignervertreter ist. Einem Stellvertreter, der Arbeitnehmervertreter ist, steht 
ein Recht zum Stichentscheid nicht zu. § 11 Abs. 5 Satz 2 der Satzung findet auch 
Anwendung auf Beschlussfassungen in den Ausschüssen des Aufsichtsrats, denen der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter, sofern dieser ein Anteilseignervertreter ist, ange-
hört. 
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(6) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Sit-
zungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die über außerhalb von Präsenzsitzungen 
gemäß § 11 Abs. 2 gefasste Beschlüsse anzufertigende Niederschrift hat der Vorsit-
zende des Aufsichtsrats zu unterzeichnen. 

 

§ 12 
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat die sich aus zwingenden Rechtsvorschriften und aus dieser Sat-
zung ergebenden Rechte und Pflichten. 

(2) Der Aufsichtsrat soll eine Geschäftsordnung für den Vorstand nach Maßgabe von § 8 
Abs. 4 erlassen. 

(3) Der Aufsichtsrat ist zu Änderungen der Satzung, welche ihre Fassung betreffen, ohne 
Beschluss der Hauptversammlung befugt. Dies gilt auch in den Fällen von § 4 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 4, 5, 6 und 7. 

§ 13 
Geschäftsordnung des Aufsichtsrats 

Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der zwingenden Rechtsvorschriften und der Satzung 
selbst eine Geschäftsordnung. 

§ 14 
Aufsichtsratsvergütung 

(1) Als Vergütung erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats für jedes volle Geschäftsjahr 
eine nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare feste Vergütung von jährlich Eu-
ro 13.000,00. Die Vergütung erhöht sich für jedes volle Geschäftsjahr um jeweils 
10 %, wenn die Dividende für dieses Geschäftsjahr, die auf eine Stammaktie ausge-
schüttet wird (Dividendenbetrag laut Beschluss der Hauptversammlung (Bruttodivi-
dende)), um jeweils einen Prozentpunkt höher ist als 3,6 % des auf eine einzelne 
Stückaktie entfallenden anteiligen Betrages des Grundkapitals; Zwischenbeträge wer-
den interpoliert. Beschließt die Hauptversammlung unter Berücksichtigung des Jah-
resergebnisses eine höhere Vergütung, so gilt diese. Der Vorsitzende des Aufsichts-
rats erhält das Doppelte, seine Stellvertreter das Eineinhalbfache der Vergütung eines 
Aufsichtsratsmitgliedes. 
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(2) Für die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuss und für die Mitgliedschaft im Personal-
ausschuss des Aufsichtsrats erhält ein Mitglied eine zusätzliche Vergütung von je Eu-
ro 10.000,00, der Vorsitzende eines solchen Ausschusses das Doppelte.  

(3) Umfasst ein Geschäftsjahr nicht ein volles Kalenderjahr oder gehört ein Mitglied des 
Aufsichtsrats dem Aufsichtsrat nur während eines Teils des Geschäftsjahres an, ist die 
Vergütung zeitanteilig zu zahlen. Dies gilt entsprechend für die Mitgliedschaft im 
Prüfungsausschuss und im Personalausschuss des Aufsichtsrats. 

(4) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats werden die in Ausübung ihres Amtes entstandenen 
Auslagen erstattet, zu denen auch die anfallende Umsatzsteuer gehört. Die Gesell-
schaft stellt den Mitgliedern des Aufsichtsrats Versicherungsschutz in einem für die 
Ausübung der Aufsichtsratstätigkeit angemessenen Umfang und mit einem angemes-
senen Selbstbehalt zur Verfügung.  

 

C. Die Hauptversammlung 

§ 15 
Einberufung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tage einzuberufen, bis zu 
dessen Ablauf sich die Aktionäre zur Hauptversammlung anzumelden haben. 

(2) Die Hauptversammlung findet statt am Sitz der Gesellschaft, an einem deutschen Bör-
senplatz oder am Sitz einer inländischen Beteiligungsgesellschaft. 

§ 16 
Teilnahme an der Hauptversammlung 

(1) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen oder das Stimmrecht ausüben 
wollen, müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nach-
weisen. Die Anmeldung und der Nachweis zur Berechtigung müssen der Gesellschaft 
unter der in der Einladung hierfür mitgeteilten Adresse bis spätestens am siebten Tag 
vor der Hauptversammlung (Anmeldetag) zugehen. Fällt das Ende der Frist auf einen 
Sonnabend, Sonntag oder einen am Sitz der Gesellschaft gesetzlich anerkannten Fei-
ertag, ist der vorhergehende Werktag für den Zugang maßgeblich. 

(2) Für den Nachweis der Berechtigung nach Abs. 1 reicht ein in Textform in deutscher 
oder englischer Sprache erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das 
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depotführende Institut aus. Der Nachweis über nicht in Girosammelverwahrung be-
findliche Aktien kann auch von der Gesellschaft oder einem Kreditinstitut gegen Ein-
reichung der Aktien ausgestellt werden. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich 
auf den im Aktiengesetz hierfür vorgesehenen Zeitpunkt beziehen. 

 

§ 17 
Zeitpunkt der ordentlichen Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung, die den festgestellten Jahresabschluss entgegennimmt oder gegebe-
nenfalls über die Feststellung des Jahresabschlusses sowie über die Entlastung des Vorstands 
und Aufsichtsrats und die Gewinnverwendung beschließt (ordentliche Hauptversammlung), 
findet innerhalb der ersten sechs Monate nach Abschluss des Geschäftsjahres statt.  

§ 18 
Leitung der Hauptversammlung und Abstimmung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats und 
bei dessen Verhinderung oder auf Wunsch des Aufsichtsratsvorsitzenden ein anderes 
vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu benennendes Mitglied des Aufsichtsrats. Liegt eine 
solche Benennung nicht vor, so führt den Vorsitz bei Verhinderung des Aufsichtsrats-
vorsitzenden ein anderes vom Aufsichtsrat zu bestimmendes Mitglied. 

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung, bestimmt die Reihenfolge der Verhand-
lungsgegenstände und der Redner sowie die Art und Form der Abstimmung. Der Vor-
sitzende kann angemessene Beschränkungen der Redezeit, der Fragezeit und der zu-
sammengenommenen Rede- und Fragezeit zu Beginn oder während der Hauptver-
sammlung, für die Aussprache zu einzelnen Gegenständen der Tagesordnung sowie 
für einzelne Rede- und Fragebeiträge festsetzen. Er ordnet den Schluss der Debatte 
an, soweit und sobald dies für eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptver-
sammlung erforderlich ist. 

(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, sofern nicht die Satzung oder zwin-
gende Rechtsvorschriften etwas anderes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst. Für Satzungsänderungen bedarf es, soweit nicht zwingende 
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, einer Mehrheit von zwei Dritteln der abge-
gebenen Stimmen bzw. sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist, 
der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Schreiben zwingende Rechtsvor-
schriften außerdem zur Wirksamkeit der Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der 
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Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vor, so genügt, soweit gesetzlich zuläs-
sig, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals. Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. 

(4) Jede Stammaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Die Vorzugsaktien 
haben kein Stimmrecht, soweit nicht zwingende Rechtsvorschriften etwas anderes 
bestimmen. 

 

IV. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 19 
Geschäftsjahr, Rechnungslegung 

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres, längstens innerhalb 
der durch zwingende Rechtsvorschriften bestimmten Höchstfrist, für das jeweils vo-
rangegangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzustellen 
und den Abschlussprüfern vorzulegen. 

(3) Der Aufsichtsrat erteilt den Auftrag zur Prüfung durch den Abschlussprüfer. 

(4) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernab-
schluss und den Konzernlagebericht unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Auf-
sichtsrat vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vor-
zulegen, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns ma-
chen will. 

§ 20 
Gewinnverwendung 

(1) Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung vorbe-
haltlich der folgenden Absätze 2 bis 4. 

(2) Die Vorzugsaktien ohne Stimmrecht (§ 4) erhalten aus dem jährlichen Bilanzgewinn 
eine um Euro 0,03 je Vorzugsaktie höhere Dividende als die Stammaktien, mindes-
tens jedoch eine Dividende in Höhe von Euro 0,06 je Vorzugsaktie. Sofern der antei-
lige Betrag am Grundkapital je Vorzugsaktie nicht mehr Euro 2,56 je Aktie sondern 
nach erfolgter Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und anschließender Neuein-
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teilung des Grundkapitals nur noch Euro 1,00 je Aktie beträgt, erhalten die Vorzugs-
aktien eine um Euro 0,01 (statt Euro 0,03) je Vorzugsaktie höhere Dividende als die 
Stammaktien, mindestens jedoch eine Dividende in Höhe von Euro 0,02 (statt Eu-
ro 0,06) je Vorzugsaktie. 

(3) Die Mindestdividende in Höhe von Euro 0,06 je Vorzugsaktie (bzw. Euro 0,02 bei 
einem anteiligen Betrag am Grundkapital in Höhe von Euro 1,00 je Vorzugsaktie) 
geht der Verteilung einer Dividende auf die Stammaktien vor. 

(4) Reicht der Bilanzgewinn eines oder mehrerer Geschäftsjahre nicht zur Ausschüttung 
von Euro 0,06 je Vorzugsaktie (bzw. Euro 0,02 bei einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital in Höhe von Euro 1,00 je Vorzugsaktie) aus, so werden die fehlenden 
Beträge ohne Zinsen aus dem Bilanzgewinn der folgenden Geschäftsjahre nachge-
zahlt, und zwar nach Verteilung der Mindestdividende auf die Vorzugsaktien für diese 
Geschäftsjahre und vor der Verteilung einer Dividende auf die Stammaktien. Das 
Nachzahlungsrecht ist Bestandteil des Gewinnanteils desjenigen Geschäftsjahres, aus 
dessen Bilanzgewinn die Nachzahlung auf die Vorzugsaktien geleistet wird.  

§ 21 
Gründungsaufwand / Vorteile 

(1) Die Gesellschaft trägt den Gründungsaufwand (Umwandlungsaufwand) im Rahmen 
der Gründung der Fresenius AG, insbesondere eine etwa anfallende Gesellschafts-
steuer, die Kosten des Registergerichts und des Notars, die Kosten der Bekanntma-
chungen und der Umwandlungsprüfung im Gesamtbetrag bis zu DM 5.790. 

(2) Die Gesellschaft trägt im Rahmen der Gründung der Fresenius AG auch den Grün-
dungsaufwand (Kapitalerhöhungsaufwand), insbesondere eine etwa anfallende Ge-
sellschaftssteuer, die Kosten des Registergerichts und des Notars, die Kosten der Be-
kanntmachungen, der Gründungsprüfung (Sacheinlage- und Kapitalerhöhungsprü-
fung) und der Beratungen im Gesamtbetrag bis zu DM 433.000. 

(3) Der Gründungsaufwand in Bezug auf die Umwandlung der Fresenius AG in die Fre-
senius SE in Höhe von bis zu Euro 3.000.000 wird von der Gesellschaft getragen. 

(4) Im Rahmen der Umwandlung der Fresenius AG in die Fresenius SE wird aus Grün-
den der rechtlichen Vorsorge auf Folgendes hingewiesen: 

Unbeschadet der aktienrechtlichen Entscheidungszuständigkeit des Aufsichtsrats der 
Fresenius SE ist davon auszugehen, dass die amtierenden Mitglieder des Vorstands 
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der Fresenius AG zu Vorständen der Fresenius SE bestellt werden. Mitglieder des 
Vorstands der Fresenius AG sind Dr. Ulf M. Schneider (Vorsitzender), Rainer Baule, 
Andreas Gaddum, Dr. Ben J. Lipps und Stephan Sturm. 

Darüber hinaus sollen die amtierenden Anteilseignervertreter des Aufsichtsrats der 
Fresenius AG zu Mitgliedern des Aufsichtsrats der Fresenius SE bestellt werden (sie-
he § 9 Abs. 2). 

 


